
 

 

 
 

Regierungsratsbeschluss vom 30. Oktober 2018  

 
 Nr. 2018/1702  

Vernehmlassung zum Bundesbeschluss über das obligatorische Referendum für 
völkerrechtliche Verträge mit verfassungsmässigem Charakter 
Schreiben an das Bundesamt für Justiz 
  

1. Erwägungen 

Die Staatskanzlei unterbreitet dem Regierungsrat das Schreiben an das Bundesamt für Justiz (BJ) 
betreffend Vernehmlassung zum Bundesbeschluss über das obligatorische Referendum für völ-
kerrechtliche Verträge mit verfassungsmässigem Charakter zur Beratung und Beschlussfassung. 

2. Beschluss 

Das Schreiben an das Bundesamt für Justiz (BJ) betreffend Vernehmlassung zum Bundesbe-
schluss über das obligatorische Referendum für völkerrechtliche Verträge mit verfassungsmässi-
gem Charakter wird beschlossen. 

Andreas Eng 
Staatsschreiber 

  

Beilage 

Schreiben an das Bundesamt für Justiz (BJ) vom 30. Oktober 2018 

Verteiler 

Staatskanzlei 
Staatskanzlei, Legistik und Justiz (3) 
Medien (jae) 


